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Terminhinweise für Medien

Achtung Redaktionen: Terminabsage
Der für Freitag, 25. September, angekündigte Termin der Scheckübergabe 
der Münchner Wiesn-Stiftung an zehn soziale Projekte entfällt.

Wiederholung
Donnerstag, 24. September, 16.30 Uhr, Rathaus, Ratstrinkstube
Oberbürgermeister Dieter Reiter überreicht Brigitte Fingerle-Trischler für ihr 
besonderes Engagement als Leiterin des Stadtteilarchivs in der Mohr-Villa 
die Medaille „München leuchtet − den Freundinnen und Freunden Mün-
chens“. 

Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 30. September, 19 Uhr, Städtische Berufsschule, Elisabeth-
platz 4 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 4 (Schwabing-West). Weil zur Minimie-
rung eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern eingehalten werden müssen, stehen unter Um-
ständen nur wenige Plätze für Besucherinnen und Besucher zur Verfügung.

Mittwoch, 30. September, 18.30 Uhr, Kulturhaus Milbertshofen, 
Curt-Mezger-Platz 1 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 11 (Milbertshofen-Am Hart). Zu Beginn 
der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt. Weil zur Minimierung 
eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern eingehalten werden müssen, stehen unter Umstän-
den nur wenige Plätze für Besucherinnen und Besucher zur Verfügung.

Meldungen

Gemeinsamer Hilfsfonds für Betroffene des Oktoberfest-Attentats 
(23.9.2020) Am 26. September 1980 wurde das Oktoberfest in München 
Ziel des schwersten rechtsextremistischen Anschlags in der Nachkriegsge-
schichte. Um die Verletzten und Hinterbliebenen, die auch 40 Jahre später 
noch unter gesundheitlichen Beeinträchtigungen infolge des Anschlags 
leiden, zu unterstützen, planen der Bund, der Freistaat Bayern und die 
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Landeshauptstadt München einen gemeinsamen Fonds in Höhe von 1,2 
Millionen Euro. Als Zeichen der Solidarität sollen unmittelbar Betroffene 
des Anschlags aus diesem Fonds eine Unterstützungsleistung erhalten 
können.
Das sieht der heute von der Bundesregierung beschlossene Entwurf des 
Bundeshaushalts 2021 vor, über den nun der Deutsche Bundestag beraten 
wird. Bereits gestern hat die Bayerische Staatsregierung eine Beteiligung 
am Fonds beschlossen. Bayern und der Bund wollen sich mit jeweils 
500.000 Euro beteiligen. Die Landeshauptstadt München beteiligt sich – 
vorbehaltlich eines Beschlusses des Münchner Stadtrates – mit 200.000 
Euro und verwaltet den Fonds. 
Bundesjustizministerin Christine Lambrecht erklärt: „Das schreckliche 
rechtsextremistische Attentat auf das Münchner Oktoberfest bleibt ein tie-
fer Einschnitt in der Nachkriegsgeschichte. Zwölf Menschen starben, hun-
derte wurden verletzt. Bis heute wirken Verletzungen und Erinnerungen 
nach. Dieses Leid wurde durch die vielen Jahre der Ungewissheit und die 
fehlende Einordnung der Tat als rechtsextremistisch verstärkt. Nach dem 
Abschluss der Ermittlungen durch den Generalbundesanwalt möchten wir 
ein spätes, aber dennoch wichtiges Zeichen der Solidarität mit den Betrof-
fenen dieses verheerenden Anschlags setzen. Wir wollen die Menschen 
unterstützen, die bis heute unter den Folgen des Attentats leiden. Der 
Staat muss stärker für die Betroffenen von Rechtsextremismus, Rassis-
mus und Menschenhass da sein.“
Die Bayerische Sozialministerin Carolina Trautner erklärt: „Es ist unbe-
schreiblich, wie viel Leid der Anschlag auf das Münchner Oktoberfest am 
26. September 1980 verursacht hat. Leid, das das Leben vieler Betroffener 
auch heute, 40 Jahre nach dem Anschlag, noch immer seelisch und körper-
lich prägt. Mit dem Abschluss der Ermittlungen des Generalbundesanwalts 
ist nun klar, dass es sich um den schwersten rechtsextremistischen An-
schlag in der deutschen Nachkriegsgeschichte handelt. Der Freistaat setzt 
hier ein Zeichen gegen Rechtsextremismus und stellt sich an die Seite der 
Betroffenen, denen unsere Solidarität und unser Mitgefühl gilt. Sie sollen 
durch die Solidarleistung eine weitere Anerkennung erhalten.“ 
Der Oberbürgermeister der Stadt München, Dieter Reiter, erklärt: „Die 
Überlebenden nicht allein zu lassen und ihnen möglichst unbürokratisch zu 
helfen – das war und das bleibt der Anspruch der Landeshauptstadt Mün-
chen. Auch wenn wir das Leid und die schmerzvollen Erinnerungen der 
Überlebenden nicht ungeschehen machen können, so zeigt dieser gemein-
same Fonds von Bund, Freistaat und Stadt – wenn auch viel zu spät – dass 
alle politischen Ebenen willens sind, den Menschen dieses unfassbar grau-
samen rechtsterroristischen Anschlags die Aufmerksamkeit und finanzielle 
Unterstützung zu geben, die sie längst verdient haben. Gerade in Zeiten, in 
denen rechtsextremer Terror wieder mordet und unser Leben durch Hass 
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vergiftet, ist es wichtig hier ein deutliches Zeichen zu setzen, und das ge-
meinsam auf allen Ebenen.“ 
Derzeit werden die Voraussetzungen für den Fonds geschaffen. Die Betrof-
fenen werden durch den Oberbürgermeister der Stadt München über den 
Fonds und die weiteren Schritte informiert. 
Die Landeshauptstadt München hat im Jahr 2015 zudem ein Forschungs-
projekt initiiert, das der Dokumentation der Lebensschicksale der Betrof-
fenen des Anschlags dient. Damit sich zukünftig jeder am Haupteingang 
der Theresienwiese über die Folgen des Anschlags und die Schicksale der 
Betroffenen informieren kann, wird dort am 40. Jahrestag ein Dokumenta-
tionsort eröffnet.

40. Jahrestag Oktoberfest-Attentat: Gedenkakt live in TV und Internet
(23.9.2020) Am 26. September 1980 explodierte um 22.19 Uhr direkt am 
Haupteingang des Oktoberfests eine Bombe. Zwölf Menschen und der At-
tentäter wurden damals in den Tod gerissen, 221 weitere zum Teil schwer 
verletzt. Es war der schwerste Terroranschlag in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland.
Zum 40. Jahrestag des Oktoberfest-Attentats veranstalten die Landes-
hauptstadt München und die DGB Jugend München am Samstag, 26. Sep-
tember, ab 10 Uhr einen Gedenkakt auf der Theresienwiese. Es sprechen 
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder, Oberbürgermeister Dieter Reiter sowie Überlebende des 
Attentats und ein Vertreter der DGB Jugend München. Der Bayerische 
Rundfunk überträgt die Gedenkfeier ab 9.55 Uhr live im Fernsehen und als 
Livestream im Internet auf www.br24.de.
Im Rahmen der Veranstaltung wird auch die neue Dokumentation Okto-
berfest-Attentat der Öffentlichkeit übergeben, die neben dem Denkmal 
platziert ist und gemeinsam mit Überlebenden des Anschlags entwickelt 
wurde. Mehr Informationen unter dokumentation-oktoberfestattentat.de.
Aufgrund der Gedenkveranstaltung wird es am Samstag an der Theresien-
wiese im Bereich des Denkmals zu Behinderungen kommen. Der Bavaria-
ring ist von 4 bis 24 Uhr zwischen der Schwanthalerstraße und dem St.-
Pauls-Platz sowie der Gollierstraße gesperrt. Der Verkehr wird umgeleitet. 
Wegen der Aufbauarbeiten kann es zudem bereits am Freitag vereinzelt zu 
kurzzeitigen Verkehrsbehinderungen kommen. Die U-Bahn-Haltestelle The-
resienwiese ist an beiden Tagen normal in Betrieb.

http://www.br24.de
http://dokumentation-oktoberfestattentat.de
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Fahrplan zur Verbesserung der Verkehrssituation Parkstadt Schwabing
(23.9.2020) In der Parkstadt Schwabing leben zirka 2.300 Menschen, 
12.000 arbeiten dort. Die hohe Nutzungsdichte und -mischung hat in den 
letzten Jahren zu einem hohen Verkehrsaufkommen in den Wohnstraßen 
und erheblichen Überlastungen des Parkraums im öffentlichen Straßen-
raum geführt. Um die Lage vor Ort zu verbessern, hat der Stadtrat jetzt ein 
Bündel an Maßnahmen beschlossen.
Zur Entlastung der Anwohnerinnen und Anwohner soll in einem einjähri-
gen Verkehrsversuch die Herbert-Bayer-Straße für den Kfz-Verkehr durch 
provisorische Durchfahrtssperren unterbrochen werden. Sollte sich diese 
Maßnahme als positiv herausstellen, soll die Straße dauerhaft zum Fuß- 
und Radweg umgebaut werden. Ebenso soll nach der Evaluierung des 
Verkehrsversuchs die Platzumgestaltung im Kreuzungsbereich Lyonel-Fei-
ninger-Straße/Anni-Albers-Straße, die „Urbane Mitte“ der Parkstadt Schwa-
bing, erneut verkehrlich untersucht werden.
Darüber hinaus untersucht das Kreisverwaltungsreferat (KVR) weitere 
Maßnahmen, die den fließenden und ruhenden Verkehr ordnen und die 
Verkehrssicherheit verbessern, wie die Umwandlung der Oskar-Schlem-
mer-Straße und der Mies-van-der-Rohe-Straße in Einbahnstraßen, Halte-
verbote, Liefer- und Ladezonen, zusätzliche Querungsmöglichkeiten für 
Fußgängerinnen und Fußgänger, zusätzliche Fahrradabstellplätze sowie die 
Einführung von Tempo 30 auf weiteren Straßen. 
Die Parkstadt Schwabing soll zudem in das Parklizenzgebiet „Alte Heide“ 
integriert werden. Dabei ist eine Mischung aus gebührenpflichtigem 
Parken und Parken mit Parkdauerbegrenzung auf maximal zwei Stunden 
vorgesehen. Davon nicht betroffen sind die Straßen Anni-Albers-Straße 
(östlich der Lyonel-Feininger -Straße), Mies-van-der-Rohe-Straße, Wal-
ter-Gropius-Straße, Oskar-Schlemmer-Straße, Hannes-Meyer-Straße, Lud-
wig-Hilberseimer-Straße und Marcel-Breuer-Straße. Anwohnerinnen und 
Anwohner der Parkstadt Schwabing können für das Parklizenzgebiet „Alte 
Heide/Parkstadt Schwabing“ einen Bewohnerausweis beantragen. 
In der Parkstadt Schwabing ansässige Firmen, das KVR, das Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, das Referat für Arbeit und Wirtschaft, die 
Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) sowie der Bezirksausschuss Schwa-
bing-Freimann entwickeln gemeinsam ein betriebsübergreifendes Mobili-
tätskonzept, in das die Maßnahmen einfließen werden.
Die Landeshauptstadt München wird sich an der Weiterentwicklung dieses 
Konzeptes und den dafür erforderlichen vertiefenden Untersuchungen zur 
Verbesserung der Situation für Unternehmen und Anwohnende mit bis zu 
140.000 Euro beteiligen. Die Maßnahmen des Mobilitätskonzepts für die 
Parkstadt Schwabing sollen in die Projektskizze MoveRegioM („Mobilitäts-
verbund Region München“) integriert und zur Förderung beim Bundesmi-
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nisterium für Forschung und Bildung eingereicht werden. Ziel des Projekts 
ist die nachhaltige Verbesserung der Mobilität in Stadt und Region durch 
eine stärkere Vernetzung bestehender Mobilitätsdienstleistungen mit dem 
ÖPNV sowie durch innovative Technologien und Dienste.

Neue Kampagne der Aktion „Sichere Wiesn für Mädchen und Frauen“
(23.9.2020) Keine Wiesn 2020 – das bedeutet keine Lebkuchenherzen, 
keine Fahrt im Riesenrad, kein Wiesnhit oder kein Bierzeltflirt. Doch ob-
wohl so viele der schönen Seiten des Oktoberfestes dieses Jahr entfallen 
müssen, bleibt eine Schattenseite leider erhalten: sexuelle Gewalt gegen 
Mädchen und Frauen. Aus diesem Grund startet die Aktion „Sichere Wiesn 
für Mädchen und Frauen“ im September eine Plakatkampagne gegen 
sexuelle Übergriffe. 

Auch die Stadtspitze unterstützt die Kampagne. Oberbürgermeister Dieter 
Reiter sowie die Bürgermeisterinnen Katrin Habenschaden und Verena 
Dietl stehen auf den Plakaten ein für ein München, das den Tätern (und 
Täterinnen) entschieden entgegentritt. Darüber hinaus engagieren sich 
Landrat Christoph Göbel, Polizeipräsident Hubertus Andrä und Armbrust-
schützen-Festzelt-Wirtin Katharina Inselkammer für die Kampagne.
Oberbürgermeister Dieter Reiter zu seiner Patenschaft für die Plakatkam-
pagne: „Sexuelle Gewalt gegen Mädchen und Frauen gibt es leider nicht 
nur auf der Wiesn. Umso wichtiger ist, dass die Plakataktion #keinplatz-
fürsexuelleübergriffe das Thema auch ohne Oktoberfest in den Fokus rückt. 
Es braucht nicht nur eine ‚Sichere Wiesn‘, sondern überall Sicherheit für 
Mädchen und Frauen, wo immer sie sind. Nein heißt Nein!“
Bürgermeisterin Katrin Habenschaden: „Sexuelle Gewalt gegen Frauen 
gibt es längst nicht nur auf dem Oktoberfest. Häusliche Gewalt hat wäh-
rend des Lockdowns sogar zugenommen, und dumme Anmachen sind 
auch an der Isar oder im Park kein Kavaliersdelikt. ‚Nein heißt Nein‘ − das 
steht inzwischen sogar im Sexualstrafrecht. Vor allem aber sollte das eine 
Selbstverständlichkeit sein.“
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Bürgermeisterin Verena Dietl: „Sexuelle Belästigung ist kein Kavaliersde-
likt, sondern eine Grenzüberschreitung, die gegen die Menschenwürde 
verstößt. Spätestens die MeToo-Bewegung hat uns gezeigt, wie durchdrin-
gend dieses gesellschaftliche Problem ist. Viel zu oft wird die Verantwor-
tung auf die Betroffenen übertragen. Doch es gibt kein Verhalten und keine 
Kleidung, die sexuelle Übergriffe rechtfertigt. Nein heißt Nein.“
Hubertus Andrä: „Sexuelle Übergriffe sind besonders verwerflich und die 
Ermittlungen in diesen Fällen sind nicht nur Aufgabe, sondern Herzensan-
gelegenheit.“
Und auch den Münchnerinnen und Münchnern ist das Thema ein Anliegen: 
So haben sich zwei der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen am Security Point 
bereiterklärt, bei der Kampagne Gesicht zu zeigen. Außerdem eine lang-
jährige Wiesnbedienung und zwei Kollegen von den WiesnGentleman von 
Condrobs e.V., die seit einigen Jahren die Männer auf dem Oktoberfest 
konkret ansprechen und zum gemeinsamen friedlichen Feiern auffordern. 
Kooperationspartnerinnen der Kampagne sind die Gleichstellungsstelle für 
Frauen der Stadt München sowie die Gleichstellungsstelle des Landkreises 
München.
Neun Plakatmotive im öffentlichen Raum und im Internet
Dank der großen Unterstützung und des persönlichen Engagements sind 
so insgesamt neun Motive entstanden, die ab sofort an mehr als 300 
öffentlichen Werbeflächen (an U-Bahnstationen, auf Litfaßsäulen und Pla-
katwänden) im Stadtgebiet München zu sehen sein werden. Weitere 115 
Plakate werden an Rolltreppen von neun Haltestellen in der Innenstadt 
(unter anderem Hauptbahnhof, Karlsplatz, Marienplatz und Sendlinger Tor) 
aufgehängt.
Zusätzlich werden die Plakate an über 200 Münchner Schulen versendet, 
an städtische Referate, Sozialbürgerhäuser, Apotheken und gastronomi-
sche Betriebe. Und auch der Landkreis wird gut ausgestattet: Rund 170 
Plakate werden an Großflächen und anderen öffentlichen Orten plakatiert, 
weitere 400 Plakate werden in den einzelnen Gemeinden des Landkreises 
München verteilt und sind dann zum Beispiel in Bussen zu sehen. Und 
auch der Kreisjugendring München-Land unterstützt die Kampagne, und 
wird die Plakate in den Jugendtreffs aushängen. 
Unter dem Hashtag #keinplatzfürsexuelleübergriffe sensibilisiert die Kam-
pagne auch digital auf Instagram, Facebook und Twitter dafür, dass – ganz 
gleich wo – kein Platz für sexuelle Belästigungen, für Nötigung oder Verge-
waltigung ist. Egal ob in der U-Bahn, am Arbeitsplatz, beim Sport, im Bier-
garten, beim Feiern, an der Isar oder daheim in den eigenen vier Wänden. 
Dabei spielt es – genauso wie auf der Wiesn – keine Rolle, was eine Frau 
an hat oder wie sie sich verhält. Egal ob sie sich sexy kleidet, Alkohol trinkt 
oder flirtet – niemand hat das Recht, ihr gegen ihren Willen zu nahe zu 
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kommen. Denn in München und im Landkreis gilt: „Nein heißt nein“ oder 
noch besser: „Nur ein Ja ist ein Ja.“
Achtung Redaktionen: Die Plakatmotive können einzeln heruntergeladen 
werden unter www.sicherewiesn.de. Die Motive sind kostenfrei zu ver-
wenden mit dem Copyright © „Sichere Wiesn für Mädchen und Frauen“.

Gutachterausschuss stellt Halbjahresreport für Immobilien vor
(23.9.2020) Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Bereich der 
Landeshauptstadt München veröffentlicht seinen Halbjahresreport für das 
Jahr 2020. Dieser ist unter www.gutachterausschuss-muenchen.de als 
Download abrufbar. Der Bericht analysiert und dokumentiert das Münchner 
Immobilienmarktgeschehen, zeigt erkennbare Markttendenzen auf und 
geht dabei auch auf die aktuellen Entwicklungen aufgrund der Corona-Pan-
demie ein. Insgesamt ist das Immobilienmarktgeschehen im ersten Halb-
jahr 2020 aufgrund der einschränkenden Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Pandemie in allen Teilmarktsegmenten zurückgegangen. Dabei sind 
vor allem die Zahlen der Kaufverträge im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
deutlich zurückgegangen, während der Geldumsatz nur geringfügig sank. 
Das Preisniveau zeigt sich weiterhin stabil.
Kommunalreferentin Kristina Frank: „Eingeschränktes Immobilienmarkt-
geschehen aufgrund Corona: Die Auswirkungen der Corona-Pandemie 
auf den Immobilienmarkt sind besonders deutlich an der Entwicklung der 
Vertragszahlen im Zeitraum des Shutdown ablesbar. Sie haben sich am 
stärksten auf den Wohnungs- und Teileigentumsmarkt niedergeschlagen. 
Hier sank die Vertragsanzahl in den Monaten April und Mai im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum um rund 38 Prozent. Die Vertragszahlen anderer 
Marktbereiche zeigten sich stabiler. Im gesamten ersten Halbjahr sank der 
Geldumsatz bezogen auf alle Marktsegmente jedoch nur um rund 3 Pro-
zent. Hingegen war das Preisniveau stabil, im Bereich der Wohnimmobilien 
sind weiterhin Preissteigerungen feststellbar. Nach wie vor können die 
langfristigen Auswirkungen der Corona-Pandemie jedoch nicht prognosti-
ziert werden.“

Taxi-Beschwerden jetzt online möglich
(23.9.2020) Das Kreisverwaltungsreferat bietet ab sofort ein neues Taxibe-
schwerde-Formular an. Wer als Fahrgast bei einer Taxifahrt unangenehme 
Erfahrungen gemacht hat, kann das online schildern unter dem Internetlink 
www.muenchen.de/taxibeschwerde und zum Beispiel Taxikennzeichen 
oder Ordnungsnummer mitteilen, der Beschwerde wird dann nachgegan-
gen. 
Außerdem läuft noch bis Anfang Oktober in Zusammenarbeit mit dem 
Münchner Taxigewerbe eine Online-Befragung zur Taxi-Nutzung in der Lan-

http:// www.sicherewiesn.de
http://www.gutachterausschuss-muenchen.de
http://www.muenchen.de/taxibeschwerde 
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deshauptstadt. Erhoben wird zum Beispiel, aus welchem Anlass das Taxi 
genutzt wird oder warum dieses Verkehrsangebot nicht oder nicht öfter in 
Anspruch genommen wird. Weitere Aspekte sind die Zufriedenheit mit den 
Serviceleistungen und dem Taxitarif, auch das allgemeine Mobilitätsverhal-
ten wird untersucht. Der Fragebogen ist auf www.muenchen.de/taxibefra-
gung verfügbar.

Münchner Stadtmuseum: Einführung in Ausstellung „Ready to go!“
(23.9.2020) Am Sonntag, 27. September, zwischen 14 und 16 Uhr, können 
Interessierte im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, eine Einfüh-
rung in die Ausstellung „Ready to go!“ oder mehr Informationen zu Aus-
stellungsstücken erhalten. 
Die Ausstellung zeigt rund 500 Paar historische und aktuelle Schuhmodelle 
und veranschaulicht kulturhistorische und soziologische Aspekte rund um 
den Schuh. Die vielfältige Sammlung des Münchner Stadtmuseums wird 
durch exklusive Modelle internationaler Künstlerinnen und Künstler er-
gänzt.
Das Tagesticket kostet 7 Euro, ermäßigt 3,50 Euro, die Teilnahme ist kos-
tenfrei. Es gelten die aktuellen Hygienemaßnahmen des Münchner Stadt-
museums und der Kooperationspartner.

http://www.muenchen.de/taxibefragung
http://www.muenchen.de/taxibefragung
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 23. September 2020

Die Böhmerweiher in München
Anfrage Stadträtin Dr. Evelyne Menges (CSU-Fraktion) vom 18.12.2019

Den Perlschneiderhof retten – die Ziele des ISEK endlich durchsetzen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Tobias Ruff und Johann Sauerer 
(ÖDP) vom 19.2.2020
Perlschneiderhof retten – BEVOR er komplett verfällt!
Antrag Stadträtinnen Sonja Haider und Nicola Holtmann (Fraktion ÖDP/FW) 
vom 24.6.2020

Mehr Sicherheit für Fußgänger am Viktualienmarkt?
Anfrage Stadträtin Alexandra Gaßmann (CSU-Fraktion) vom 24.7.2020
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Die Böhmerweiher in München
Anfrage Stadträtin Dr. Evelyne Menges (CSU-Fraktion) vom 18.12.2019

Antwort Kommunalreferentin Kristina Frank:

In Ihrer Anfrage teilten Sie uns mit: „Die Stadt München erließ 2006 einen 
Bebauungsplan für die Böhmerweiher, um die rechtlichen Voraussetzun-
gen einer ordnungsgemäßen Erschließung des Gebiets zu schaffen. Der 
Bebauungsplan sieht auf einer Fläche von 26 Hektar eine Fortschreibung 
der bisherigen Nutzungen vor, Schaffung einer landschaftsverträglichen Er-
holungsfläche am Großen Böhmerweiher und Sicherung und Entwicklung 
des vorhandenen Biotops am Kleinen Böhmerweiher. Am Großen Böhmer-
weiher soll am West- und Nordufer das Baden erlaubt werden.“

Zunächst möchte ich mich für die gewährten Fristverlängerungen bedan-
ken.

Sie bitten in diesem Zusammenhang um Beantwortung der folgenden Fra-
gen:

Frage 1:
Ist es möglich, dass im Sommer 2020 Menschen mit Hund am großen 
Böhmerweiher ihre Hunde in den jetzt mit Badeverbot ausgewiesenen Be-
reichen baden lassen können?

Antwort:
Bei den Überlegungen zur Vereinbarkeit der Interessen von Hundehalte-
rinnen und Hundehalter sowie den übrigen Besucherinnen und Besucher 
der Böhmerweiher hat sich das Kommunalreferat bewusst gegen ein Hun-
deverbot entschieden, da dies eine unverhältnismäßige Einschränkung für 
die Hundehalterinnen und Hundehalter bedeuten würde. In Wahrnehmung 
der dem Besitzer und Eigentümer obliegenden Verkehrssicherungspflich-
ten wurde daher das Anleingebot im Wege der Zweckbeschränkung durch 
das Aufstellen von Hinweisschildern „Hunde sind an der Leine zu führen“ 
umgesetzt. Badeverbotsschilder wurden durch die Landeshauptstadt Mün-
chen, die Gemeinde Gröbenzell und die Stadt Puchheim (Eigentümerge-
meinschaft) nicht aufgestellt.

Frage 2:
Stimmt es, dass es eine generelle Leinenpflicht gibt? Wenn ja, wie sinnvoll 
ist sie?
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Antwort:
Mit Beschluss des Bezirksausschusses des 22. Stadtbezirks Aubing-Loch-
hausen-Langwied vom 22.4.2020 wurde das Anleingebot für Hunde auf 
dem Areal der Böhmerweiher mehrheitlich angenommen (Sitzungsvorlage 
Nr. 14-20/V 01028). Die Böhmerweiher sind gemäß amtlichem Fachkonzept 
Naturschutz von regionaler Bedeutung. So gelten die Böhmerweiher zum 
einen als Erholungsgebiet für die Bürgerinnen und Bürger aus München 
und den angrenzenden Gemeinden, zum anderen sind die Böhmerweiher 
Bestandteil eines Netzes an Gewässern in und um München, das von 
Wasservögeln verschiedener Arten als Rückzugs- und Ruhebereich genutzt 
wird.

Um die unterschiedlichen Interessen der Erholung (z.B. mit oder ohne 
Hund) als auch des Naturschutzes zu berücksichtigen, ist das Anleingebot 
ein wichtiger Bestandteil des harmonischen Miteinanders auf dem Ge-
lände der Böhmerweiher.
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Den Perlschneiderhof retten – die Ziele des ISEK endlich durchsetzen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Tobias Ruff und Johann Sauerer 
(ÖDP) vom 19.2.2020
Perlschneiderhof retten – BEVOR er komplett verfällt!
Antrag Stadträtinnen Sonja Haider und Nicola Holtmann (Fraktion ÖDP/FW) 
vom 24.6.2020

Antwort Kommunalreferentin Kristina Frank:

Am 19.2.2020 haben Sie folgenden Antrag gestellt:
„Der Stadtrat möge beschließen:
Die Verwaltung informiert den Stadtrat über den Stand der Kaufverhand-
lungen mit dem 50% Privateigentümer des Perlschneiderhofs, Manzinger-
strasse 3, in Pasing. Gegebenenfalls sind die Verhandlungen zu forcieren. 
Die fehlenden 50% Eigentumsanteile des Perlschneiderhofs sind von der 
Landeshauptstadt München zu erwerben. Die Sanierung des Gebäudes 
ist nach dem Erwerb zeitnah umzusetzen. Die öffentliche Nutzung ist nach 
den Zielen des ISEK zu realisieren. Vor allem muss es Ziel sein, dass die 
Landeshauptstadt München der Verantwortung ihrer schützenswerten Ge-
bäude gerecht wird und den Perlschneiderhof keinesfalls dem Verfall preis-
gibt. Sturmschäden am Dach sind umgehend zu beheben.“

Am 24.6.2020 haben Sie folgenden, nahezu inhaltsgleichen Antrag gestellt:
„Das Kommunalreferat wird gebeten, den Stadtrat über den Stand der 
Kaufverhandlungen mit dem 50%-Privateigentümer des Perlschneiderhofs, 
am Manzingerweg in Pasing, zu informieren. Gegebenenfalls sind die Ver-
handlungen zu forcieren, um so schnell wie möglich den Erwerb der ver-
bleibenden Anteile durch die Landeshauptstadt München zu erwirken.
Wo es rechtlich bereits jetzt möglich ist, wird die Landeshauptstadt Mün-
chen beauftragt, die bestehenden Schäden am Dach und Gebäude zumin-
dest provisorisch so schnell wie möglich zu beheben, um keinen weiteren 
Verfall des Gebäudes zu riskieren.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, die beiden inhaltsglei-
chen Anträge mit einem gemeinsamen Schreiben zu beantworten:

Das Anwesen Manzingerweg 3, sogenannter Perlschneiderhof, ist nur 
zu 50% im Eigentum der Landeshauptstadt München (LHM). Die Stadt 
versucht inzwischen seit rund 40 Jahren, den zweiten Hälfteanteil zu er-
werben. Nach jahrzehntelangen Verhandlungen konnten sich die Stadt und 
der Miteigentümer mit Urkunde aus dem Jahr 2017 auf die Übertragung 
seines Miteigentumsanteils an die Stadt einigen. Wegen der rechtlichen 
Stellung des Miteigentümers bedurfte der Vertrag der Genehmigung durch 
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das Amtsgericht München. Dieses hat die Genehmigung versagt und ein 
Obergutachten zur Ermittlung des Verkehrswerts gefordert, da das Gegen-
gutachten des Miteigentümers einen erheblich höheren Verkehrswert für 
das Grundstück ausweist. Dessen Wert liegt ca. 640% über dem Gutach-
ten des Bewertungsamtes der LHM. Im Gegengutachten wird zum Teil von 
falschen Voraussetzungen ausgegangen. Um zu einer Lösung zu kommen, 
sieht es das Amtsgericht als „möglichen Weg für eine Entscheidungsfin-
dung“ an, wenn der Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Bereich 
der LHM ein Gutachten erstellt. Dieses Gutachten wurde auf Kosten der 
Stadt bereits beantragt. Mit einem Ergebnis ist etwa bis Ende 2020 zu 
rechnen. Erst nach Vorliegen dieses Gutachtens können die Verhandlungen 
weitergeführt werden.

Erst wenn die LHM tatsächlich Eigentümerin des Perlschneiderhofs ist, 
können mehr als absolut dringliche Maßnahmen vorgenommen werden. 
Um den Perlschneiderhof nicht dem Verfall preiszugeben, werden Schäden 
am Gebäude und an den Außenanlagen grundsätzlich im Rahmen des Bau-
unterhalts vom Kommunalreferat behoben, soweit es für die Wahrung der 
Verkehrssicherungspflicht bzw. zum notdürftigen Erhalt der Bausubstanz 
erforderlich ist. Der aktuelle Sturmschaden an der Dacheindeckung wurde 
in der Woche vom 13. bis 17.7.2020 provisorisch behoben.

Das Grundstück Flst. 158 Pasing liegt im Sanierungsgebiet „Zentraler Ge-
schäftsbereich Pasing“ im Grünzug an der Würm. Das Gebäude steht nicht 
unter Denkmalschutz. Es hat jedoch Bestandsschutz. Auf dem Grundstück 
ist kein Baurecht. Die Nichtbebaubarkeit des Grundstücks wurde mit Ur-
teil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs München (BayVGH) vom 
18.10.1990 rechtskräftig festgestellt.

Obwohl das Grundstück nicht vollständig im Eigentum der Stadt ist, wer-
den Überlegungen unter Beteiligung aller betroffenen Referate wie Kom-
munalreferat, Kulturreferat, Sozialreferat, Referat für Stadtplanung und Bau-
ordnung sowie Baureferat angestellt, wie, wann und mit welchen Mitteln 
das Gebäude nutzbar gemacht werden kann. Da das Gebäude in einem 
nicht durch die LHM verschuldeten sehr schlechten baulichen Zustand ist, 
entstehen erhebliche Sanierungskosten. Eine Sanierung wurde bisher nicht 
in Angriff genommen, da das Anwesen nur im Teileigentum der LHM steht.

Sobald das Gutachten des Gutachterausschusses für Grundstückswerte im 
Bereich der LHM vorliegt, werden die Verhandlungen zum Erwerb weiter-
geführt.
Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Mehr Sicherheit für Fußgänger am Viktualienmarkt?
Anfrage Stadträtin Alexandra Gaßmann (CSU-Fraktion) vom 24.7.2020

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle:

Ihrem Schreiben vom 24.7.2020 legen Sie nachfolgenden Sachverhalt zu 
Grunde:
„Durch den neuen Radweg sowie den Fernkälteausbau am Viktualienmarkt 
verschärft sich die Situation für die Fußgänger sehr. Insbesondere der neue 
Radweg mutet eher einer Fahrradautobahn an“

Zu Ihrer Anfrage bzw. Ihren darin gestellten Einzelfragen nimmt das Kreis-
verwaltungsreferat wie folgt Stellung:
 
Frage 1:
Gibt es die Möglichkeit für die Fußgänger z.B. einen Zebrastreifens als si-
chere Querung zu schaffen?

Antwort:
Bei einem gemeinsamen Ortstermin mit Vertretern des Kreisverwaltungs-
referats, der Polizei, den Stadtwerken, dem planenden Ingenieurbüro und 
der Baufirma bestand Konsens, dass die Einrichtung eines Fußgängerüber-
wegs („Zebrastreifen“) hier nicht in Frage kommen kann. 
Fußgängerinnen und Fußgänger hätten mit einem Zebrastreifen Vorrang 
gegenüber dem Radverkehr. 
Aufgrund der eingeschränkten Sicht durch die Bauzäune und Absperrun-
gen, die zur Sicherung der Baustelle notwendig sind, bestünde die Gefahr, 
dass Fußgängerinnen und Fußgänger übersehen würden. Es würde zu ei-
ner nicht ungefährlichen „Scheinsicherheit“ auf Seiten des Fußgängerver-
kehrs führen, wenn sich die Passanten auf ihre Vorrangstellung verließen.

Da es darüber hinaus in München bisher keinen Zebrastreifen in einer 
vergleichbaren Situation, also ausschließlich über einen Radweg ohne Fahr-
bahnbezug, gibt, wäre zudem davon auszugehen, dass ein Zebrastreifen 
von Radfahrerinnen und Radfahrer nicht als solcher akzeptiert würde.

Vor diesem Hintergrund muss ein Zebrastreifen ausschließlich über einen 
Radweg als straßenverkehrsrechtlich nicht zulässig beurteilt werden.

Frage 2:
Wenn nicht, gibt es diesbezüglich andere Möglichkeiten, damit auch Fuß-
gänger auf dieser Strecke die andere Seite sicher erreichen können?
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Antwort:
Zur Entschärfung der Situation wurden im o.g. Ortstermin folgende Maß-
nahmen festgelegt, die demnächst umgesetzt werden bzw. es bereits 
sind:
-	 Die Baustellenflächen werden deutlich verkleinert. Das Baufeld zwi-

schen Tal und Prälat-Miller-Weg sowie das Baufeld vor dem Spielzeug-
museum werden komplett entfallen. In diesen Bereichen gelten dann 
wieder die bisherigen Verkehrsregelungen.

-	 Es wird nur noch eine Querung des Radwegs, ungefähr im Bereich des 
Durchgangs zum Petersplatz („Petersbergl“), geben.

-	 Diese Querung wird auf dem Radweg jeweils in beiden Fahrtrichtungen 
durch die Beschilderung mit dem Gefahrzeichen „Fußgänger kreuzen“, 
dem Zusatzzeichen „langsam fahren“ und einem gelbem Blinklicht ge-
sichert. Zudem wird vor der Querung ein entsprechendes Piktogramm 
„Fußgänger kreuzen“ auf dem Radweg aufgebracht.

Frage 3:
Wurden die Händlerinnen und Händler des Viktualienmarktes mit in die 
Planungen zum Fernkälteausbau sowie der Situierung des Radweges ein-
gebunden?

Antwort:
Sowohl das Kreisverwaltungsreferat als auch die SWM standen vor Bau-
beginn mit den Markthallen München in Kontakt. Auch nach Baubeginn 
wurden die Belange der betroffenen Händlerinnen und Händler in mehre-
ren Vorort-Terminen fortlaufend aufgenommen und die Planungen – soweit 
bautechnisch möglich – entsprechend angepasst.

Frage 4:
Wie sind die Zufahrtsmöglichkeiten der Händlerinnen und Händler sowie 
die Warenanlieferung gesichert?

Antwort:
Die Zufahrt der Händlerinnen und Händler sowie die Warenanlieferung 
kann weiterhin über die Westenriederstraße, die Frauenstraße oder die 
Prälat-Zistl-Straße erfolgen. Ab dem o.g. Bauphasenwechsel Ende August/
Anfang September wird auch wieder die Zufahrt über den Prälat-Miller-
Weg möglich sein.



Rathaus Umschau
23.9.2020, Seite 17

Frage 5:
Wie wird den Händlerinnen und Händlern finanziell bei Einnahmeausfällen 
entgegengekommen?

Antwort:
Die SWM teilen hierzu mit, dass gemäß der aktuellen Regelungen in die-
sen Fällen keine Schadenersatzzahlungen geleistet werden.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Anträge und Anfragen  
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Skateboarden im Winter ermöglichen! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Anne Hübner, Barbara  
Likus, Christian Müller, Cumali Naz, Lena Odell, Dr. Julia Schmitt-  
Thiel, Julia Schönfeld-Knor, Andreas Schuster (SPD/Volt – Fraktion)  
und Anja Berger, Beppo Brem, Dr. Hannah Gerstenkorn, Nimet  
Gökmenoglu, Florian Schönemann, David Süß (Fraktion Die Grünen  
– Rosa Liste) 
 
Wird das Lazy Moon im Filmkasino zum neuen Corona-Hot- 
spot und verletzt es systematisch gastronomische Regeln? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Dr. Evelyne Menges und Professor  
Dr. Hans Theiss (CSU-Fraktion) 
 
Grünfläche am Elisabeth-Markt nutzbar machen 
Antrag Stadträtin Dr. Evelyne Menges (CSU-Fraktion) 
 
Krankheiten kennen keine Stadtgrenzen – Gemeinsames  
Gesundheitskonzept mit dem Umland zur Verbesserung der  
Ärzteversorgung in den Außenbezirken 
Antrag Stadtrat Rudolf Schabl (Fraktion ÖDP/FW) 
 
Kommunalreferat wird zum 31.7.2024 aufgelöst 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele  
Neff, Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtrats- 
fraktion) 
 
Fragen zu den finanziellen Leistungen im Rahmen der Münch- 
ner Flüchtlingshilfe 
Anfrage Stadtrat Markus Walbrunn (AfD) 
 
 
 



 
 
 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 

Rathaus 
 

München, 23.09.2020 
 
 

 

Skateboarden im Winter ermöglichen! 

 

Antrag 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, den Münchner Skateboarder*innen für diesen Winter ggf. als 
Zwischennutzung eine Halle zur Verfügung zu stellen, um dort eigene Rampen zu bauen und ihre 
Sportart dort weiterhin auszuüben. 

 
 
Begründung 
 
Aufgrund der fehlenden überdachten Angebote ist es in München immer eine große Herausforderung 
im Winter zu skaten. Wegen der Coronapandemie sind aktuell viele Messehallen und ähnliche 
Gelände im vollen Umfang nicht nutzbar und können hierfür als temporäre Lösung dienen. Es soll 
geprüft werden, ob alternativ zu einer Halle auch Flächen unter dem Zeltdach im Olympiapark 
hergerichtet werden können. Auch die Jutierhalle soll als Interim geprüft werden. 
 
 
gez. 

Kathrin Abele 
Julia Schönfeld-Knor 
Anne Hübner 
Cumali Naz 
Lena Odell 
Christian Müller 
Barbara Likus 
Andreas Schuster 
Dr. Julia Schmitt-Thiel 
 

Anja Berger 
Beppo Brem 
Dr. Hannah Gerstenkorn 
Nimet Gökmenoglu 
Florian Schönemann 
David Süß 
 
 
 

Fraktion SPD/Volt   Fraktion Die Grünen – Rosa Liste 
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ANFRAGE 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
       
  

                          23.09.2020 
  

 
Wird das Lazy Moon im Filmkasino zum neuen Corona-Hotspot und 
verletzt es systematisch gastronomische Regeln? 
     
Seit Monaten häufen sich Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern über das Lazy Moon im 
Filmkasino am Odeonsplatz: Die Dichte der Menschansammlungen, exzessive Lautstärke und 
massive Verunreinigung der benachbarten Grünanlagen seien nicht mehr zumutbar.  
 
Daher fragen wir den Oberbürgermeister Dieter Reiter:  
  

1. Wie oft wurde das Lazy Moon von der zuständigen Polizeiinspektion und dem 
Kreisverwaltungsreferat in den letzten Monaten kontrolliert? 

2. Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit zwischen KVR und Polizei bei den Kontrollen 

3. Wurde dabei etwas festgestellt bzw. moniert? 

4. Wurden Bußgelder verhängt? Wenn ja, in welcher Höhe? 

5. Liegen Erkenntnisse des RGU vor, ob sich Covid-19-Infektionen der Besucher des Lazy 
Moon häufen? 

6. Wurden Regelverstöße gegen die Corona-Auflagen festgestellt? 

7. Wie stellt sich Konzession des Betreibers genau dar? Ist der Tanzbetrieb bis in die frühen 
Morgenstunden davon abgedeckt? 

8. Erfolgten Lärmmessungen durch das RGU? Falls ja: wie stellten sich die Ergebnisse dar?  

9. Wie bewertet die Lokalbaukommission die Bausubstanz des Filmkasinos? Ist diese für 
einen derartigen Betrieb ausgelegt? 

10. Liegen Hinweise auf Verunreinigungen im Hofgarten und anderen benachbarten 
Grünanlagen vor? 

 
 
Prof. Dr. Hans Theiss (Initiative)   Dr. Evelyne Menges   
Stadtrat      Stadträtin  
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
       
  

                       23.09.2020 
  

 
Grünfläche am Elisabeth-Markt nutzbar machen 
     
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Grünfläche am Elisabeth-Markt für die Standlbetreiber 
und Marktbesucher zu öffnen und nutzbar zu machen. Dabei sind verschiedene 
Nutzungsmodelle zu prüfen und dem Stadtrat vorzustellen, seien es einzelne Sitzgelegenheiten 
oder auch die Erweiterung des Biergartens „Wintergarten“. Ebenso ist zu prüfen, ob und wo an 
diesem für den Stadtbezirk so einzigartigen Ort, bei nächster Gelegenheit ein Maibaum 
aufgestellt werden kann. Soweit sich Teile der Grünfläche im Eigentum des Freistaates 
befinden, soll ein Einvernehmen über eine temporäre Nutzung herbeigeführt werden. 
 
 

Begründung 
 
Seit Beginn der Abrissarbeiten des alten Umspannwerkes durch die Stadtwerke und der 
Unterbringung der Marktstandl in Containern hat der Elisabethmarkt viel von seinem 
ursprünglichen Charme verloren. Wie den Medien zu entnehmen war, verzeichnen die Händler 
einen Umsatzrückgang von rund 15%.  In den engen Wegen zwischen den Containern finden die 
Marktbesucher keinen Platz zum Verweilen. Deshalb soll die naheliegende Grünanlage 
zumindest bis zum Abschluss der Bauarbeiten, vermutlich 2023, für eine Sondernutzung im 
Rahmen des Marktbetriebes geöffnet werden. Hier könnte dann nach dem Vorbild des 
Viktualienmarktes auch ein Maibaum aufgestellt werden. 
 
 
Dr. Evelyne Menges 
Stadträtin 
 
 



 

Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/FREIE WÄHLER des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/FW) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
Telefon: 089 / 233 - 26922 ● E-Mail: oedp-fw-fraktion@muenchen.de 

 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 

 München, 23.09.2020 
 
Antrag: 
Krankheiten kennen keine Stadtgrenzen – 
Gemeinsames Gesundheitskonzept mit dem Umland zur Verbesserung der 
Ärzteversorgung in den Außenbezirken 
 

Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München wird aufgefordert, so schnell 
wie möglich in Zusammenarbeit mit den kassenärztlichen Vereinigungen und den 
(Ober-) Bürgermeistern und Landräten der Umlandgemeinden bzw. -städte sowie der 
Landkreise ein übergreifendes Konzept für die Sicherstellung der ärztlichen 
Versorgung der Stadtrandbezirke zu entwickeln. 
 
Begründung: 
 
Bei den Bürgerinnen und Bürgern in Kreisen und Gemeinden, welche an die 
Landeshauptstadt München angrenzen, besteht die begründete Befürchtung, dass 
durch die mangelhafte Ärzteversorgung in den Stadtrandbezirken Münchens, 
Patienten für ärztliche Behandlungen in die Umlandgemeinden bzw. -städte 
ausweichen und somit deren dortige Strukturen des Gesundheitswesens belasten. 
 
Insbesondere sei in diesem Zusammenhang auf das Neubaugebiet Freiham 
hingewiesen. Dort ist bereits jetzt ein Ärztemangel virulent, da eine große Anzahl an 
Ärzten Praxisräume aufgeben müssen (z. B. Neubau des Ladenzentrums 
Wiesentfelser Straße). Hier besteht die Gefahr, dass beispielsweise in Germering die 
Gesundheitsversorgung dort durch „Patiententourismus aus München“ überlastet 
wird. 
 
Es würde der Landeshauptstadt München gut zu Gesicht stehen, wenn der 
Oberbürgermeister und die Stadtverwaltung hier über den Tellerrand hinaus 
wegweisend und vorausschauend tätig würde und so in einer konzertierten Aktion 
mit den Umlandgemeinden Missverhältnisse in der ärztlichen Versorgung in den 
Stadtrandbezirken und die Verschlechterung der Beziehungen zu 
Nachbargemeinden und -kreisen vermieden werden könnten. 
 

Initiative: 
 
Rudolf Schabl 
gesundheitspolitischer Sprecher 
Stadtrat 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

23.09.2020

Antrag
Kommunalreferat wird zum 31.07.2024 aufgelöst

Der Stadtrat möge beschließen:
Das Kommunalreferat wird zum 31.07.2024 aufgelöst. Die nach den geplanten Abspaltungen
verbliebenen Immobilien- und sonstigen Rumpf-Geschäftsbereiche werden der Stadtkäm-
merei bzw. dem Referat für Arbeit und Wirtschaft zugeordnet.

Begründung:

Bereits 2009 (Antrag 08-14/A 00789) sowie 2011 (Antrag 08-14/A 02669) hat die damalige 
FDP Stadtratsfraktion wohlbegründet die Abschaffung des Kommunalreferats gefordert. Die 
Anträge wurden von der Stadtratsmehrheit stets abgelehnt.

Mittlerweile findet eine schleichende Auflösung des Referates und eine Entmachtung der 
Referentin statt. Wie der Presse zu entnehmen ist, sollen Stadtgüter, Stadtwald und Abfall-
wirtschaft den von Grünen besetzten Referaten zugeordnet werden. Im Kommunalreferat 
verbleiben nur Rumpf-Geschäftsbereiche.

Da in letzter Zeit neue Referate entstanden sind (IT-Referat, Mobilitätsreferat) und bewährte 
Referate geteilt werden (RGU), sind einige neue Referentenstellen mit zugehörigem (teurem)
Stab entstanden. Es stünde der Stadtratsmehrheit gut zu Gesicht, demgegenüber auch 
ausnahmsweise zu sparen und ein offensichtlich nicht mehr gewolltes / benötigtes Referat 
endlich abzuschaffen.

Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender)
Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende)
Fritz Roth
Richard Progl

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion  |  Rathaus  |  80313 München
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Herrn 

Oberbürgermeister 

Dieter Reiter 

Rathaus 

80331 München 

Anfrage 

21.09.2020 

Fragen zu den finanziellen Leistungen im Rahmen der 

Münchner Flüchtlingshilfe. 

Die Landeshauptstadt München trat im vergangenen Jahr der Initiative „Seebrücke. Schafft sichere 

Häfen“ bei. Der Oberbürgermeister selbst setzte sich wiederholt gegenüber der Bayerischen 

Staatsregierung sowie der Bundesregierung für die weitere Aufnahme von Flüchtlingen aus 

Aufnahmelagern in Südeuropa ein. Darüber hinaus, unterstützt die LH München, gemäß eigener 

Angaben (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 00833), Organisationen, die sich im Bereich der Betreuung 

und Versorgung von Flüchtlingen engagieren. Gerade in Zeiten knapper Haushaltskassen, wirft dieses 

Engagement Fragen zur finanziellen Ausstattung entsprechender Programme auf. 

Ich frage den Oberbürgermeister: 

1. Welche Organisationen erhielten in den Jahren 2009 bis zum 1. Halbjahr 2020 von der LH 

München finanzielle Unterstützungsleistungen, zwecks der Betreuung und Unterstützung von 

Flüchtlingen?  

2. Wie hoch waren die entsprechenden finanziellen Unterstützungsleistungen in den Jahren 2009 bis 

zum 1. Halbjahr 2020? (Bitte die entsprechenden Summen nach Jahr und der jeweiligen 

unterstützten Organisation ausweisen.) 

3. Welche Organisationen erhielten zwischen 2009 und dem 1. Halbjahr 2020 von der LH München 

logistische Unterstützungsleistungen, zwecks der Betreuung und Unterstützung von Flüchtlingen? 

4. Auf welchen finanziellen Wert belaufen sich die entsprechenden logistischen 

Unterstützungsleistungen im Zeitraum von 2009 bis zum 1. Halbjahr 2020? (Bitte die entsprechenden 

Summen, ggf. auch als Schätzwert, nach Jahr und der jeweiligen unterstützten Organisation 

ausweisen.) 

5. Welche Dienste genau, fielen unter die geleistete logistische Unterstützung? (Bitte entsprechend 

der jeweilig unterstützten Organisation ausweisen.) 



 
 
 

Seite 2 von 2 
AfD-Stadtratsgruppe, Marienplatz 8, 80331 München 

 

6. Auf welche Summe beliefen sich sämtliche Kosten, die der LH München im Zusammenhang mit der 

Betreuung und Versorgung von Flüchtlingen zwischen 2009 und dem 1. Halbjahr 2020 entstanden, 

und die nicht letztlich durch einen Dritten (bspw. den Freistaat Bayern) finanziert wurden? (Bitte die 

entsprechenden Summen nach den jeweiligen Jahren gegliedert ausweisen.) 

7. Ist bedingt durch die finanziell angespannte Haushaltslage der LH München mit Einsparungen bei 

den durch die Stadt selbst zu finanzierenden Hilfsleistungen für Flüchtlinge für die kommenden Jahre 

zu rechnen?  

8. Falls 7. bejaht wird, in welchen Bereichen genau, sind Einsparungen zu erwarten? 

 

 
Initiative: 

Markus Walbrunn, Mitglied des Stadtrates 
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